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Kreistag 
öffentliche Sitzung 
 
Datum: 19.10.2015 

 

 
 
 
 
Tagesordnungspunkt: 9 
 

 
Vorlage Nr. KT X/74 

 
Thema: Änderung der Satzung über die Gewährung eines Zuschusses zu 

den notwendigen Schülerbeförderungskosten 
 
 
Verfasser:  
 
Dezernat: 1 
Abteilung: 13 
Name: Stierle / Ruck 
 

 
 
 
 
 

Helmut Riegger 
Landrat 

Vorberatung am: 
28.09.2015 

Entscheidung am: 
19.10.2014 

 
Anlage:  9. Satzung zur Änderung der Satzung über die Gewährung eines 

Zuschusses zu den notwendigen Schülerbeförderungskosten vom 
24.10.2005 in der Fassung vom 20.10.2014 

 

Antrag: 
 
Der Kreistag beschließt die als Anlage beigefügte 9. Satzung zur Änderung 
der Satzung über die Gewährung eines Zuschusses zu den notwendigen 
Schülerbeförderungskosten vom 24.10.2005 in der Fassung vom 
20.10.2014. 
 
Der Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss hat dem Kreistag in seiner 
Sitzung am 28.09.2015 mehrheitlich den Beschluss des Modells b) 
(hälftige Übernahme der VGC-Tariferhöhung durch den Kreis) 
empfohlen. 
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Begründung zur Vorlage KT X/74 
 
 
Hintergrund 
 

Der Kreistag hat mit der 5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Gewährung 
eines Zuschusses zu den notwendigen Schülerbeförderungskosten am 16.07.2012 
den bis dahin geltenden „Automatismus“, nach dem Tariferhöhungen automatisch zu 
Lasten der Eltern gehen, aufgehoben. Aufgrund dieser Regelung ist seitdem eine 
Behandlung der Satzung bei jeder Tariferhöhung der VGC notwendig. 
 

In der Sitzung des VGC-Beirats am 22.07.2015 wurde eine Tariferhöhung zum 
01.01.2016 beschlossen. Die Gesellschafterversammlung der VGC hat ebenfalls 
zugestimmt. Die beschlossene Tariferhöhung muss nachfolgend noch dem 
Landratsamt als Genehmigungsbehörde zur Zustimmung vorgelegt werden. 
Angesichts der Preissteigerungen für Verkehrsdienstleistungen  (Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Baden-Württemberg, Hauptausgabegruppe 
Verkehr, Untergruppe Verkehrsdienstleistungen und davon kombinierte 
Personenbeförderungsdienstleistungen) ist die vorgesehene Tariferhöhung plausibel 
und zustimmungsfähig. 
 

Daher ist es grundsätzlich notwendig, dass die Satzung über die Gewährung eines 
Zuschusses zu den notwendigen Schülerbeförderungskosten zum 01.01.2015 
unabhängig von einer Entscheidung über die Zuschusshöhe angepasst wird. 
 

Inhalte 
 

1) Satzungsanpassung 
Aufgrund der Änderung der Satzung am 16.07.2012 sind in der Satzung neben 
dem jeweiligen Zuschuss des Landkreises auch der VGC-Kartenpreis sowie die 
Höhe der Selbstbeteiligung aufgeführt.  
 
Grundsätzlich ist daher mit jeder Tariferhöhung bzw. jeder Tarifänderung eine 
Anpassung der Satzung notwendig (§6 Abs. 1). 

 
2) Zuschusshöhe 

 

Gleichzeitig war es der Anspruch des Kreistags, mit jeder Tariferhöhung über die 
Verteilung der Preissteigerung zwischen Schülerinnen/Schülern und Landkreis zu 
beraten und gegebenenfalls die Zuschüsse des Landkreises zu erhöhen. 
 
Die vorgesehene Tariferhöhung der VGC zum 01.01.2016 sieht eine 
Preissteigerung für Schülermonatskarten zwischen 1,50 und 6,00 EUR, abhängig 
von den Tarifstufen ab. Die Monatskartenpreise erhöhen sich daher je nach 
Tarifstufe auf 48,00 bis 129,50 EUR. 
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Seit 01.01.2015 werden folgende Zuschüsse gewährt: 
 

VGC-
Tarifstufe 

VGC-Tarif 

selbstbeteiligungspflichtige Schüler ab Klasse 5 
(ohne Sonder-/Förderschüler) 

Zuschuss Landkreis Selbstbeteiligung 

1 46,50 9,00 37,50 

2 57,00 17,75 39,25 

3 69,00 28,00 41,00 

4 79,50 37,00 42,50 

5 90,50 46,50 44,00 

6 101,00 55,25 45,75 

7 113,50 66,25 47,25 

8 123,50 75,00 48,50 

Tabelle 1 – Zuschusshöhe seit 01.01.2015 nach §6 Abs. 1 Schülerbeförderungskosten-Satzung 

 
Die letzte Tariferhöhung zum 01.01.2015 wurde entsprechend dem Beschluss 
des Kreistags vom 20.10.2014 nicht durch eine Erhöhung der Zuschüsse 
abgemildert. Außer bei den Schülern ohne Selbstbeteiligung (Grundschüler, 
Sonder-/Förderschüler, 3. Kind-Regelung, unbillige Härte) war die Erhöhung voll 
von den Schülerinnen und Schülern bzw. deren Eltern  zu tragen. 
 
Analog der Vorjahre wurden drei Alternativmodelle (Modell a – c) berechnet. 
Ausgangsgrundlage waren dabei die Abrechnungszahlen November 2014 (Monat 
im Schuljahr 2014/2015 mit der erfahrungsgemäß höchsten Quote an 
Schülermonatskarten) sowie die im VGC-Beirat vorgelegten neuen Tarife für 
Schülermonatskarten.  
 
Modell a) – volle Übernahme der Tariferhöhung durch den Landkreis 
 
Daraus würden sich folgende Zuschüsse und Selbstbeteiligungen ergeben: 
 

VGC-
Tarifstufe 

VGC-Tarif 

selbstbeteiligungspflichtige Schüler ab Klasse 5  
(ohne Sonder-/Förderschüler) 

Zuschuss Landkreis Selbstbeteiligung 

1 48,00 10,50 37,50 

2 59,00 19,75 39,25 

3 70,00 29,00 41,00 

4 81,50 39,00 42,50 

5 93,00 49,00 44,00 

6 104,50 58,75 45,75 

7 116,50 69,25 47,25 

8 129,50 81,00 48,50 

Tabelle 2 - Zuschusshöhe ab 01.01.2016 bei voller Übernahme der Tariferhöhung durch den 
Landkreis 
 

Insgesamt würde dies (bei gleichbleibender Schülerzahl) für den Landkreis jährliche 
Mehraufwendungen von rd. 202.000 EUR ergeben. 
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Modell b) - Übernahme von je 50% der Tariferhöhung durch Landkreis und 
Eltern 

 
Daraus würden sich folgende Zuschüsse und Selbstbeteiligungen ergeben: 
 

VGC-
Tarifstufe 

VGC-Tarif 

selbstbeteiligungspflichtige Schüler ab Klasse 5  
(ohne Sonder-/Förderschüler) 

Zuschuss Landkreis Selbstbeteiligung 

1 48,00 9,75 38,25 

2 59,00 18,75 40,25 

3 70,00 28,50 41,50 

4 81,50 38,00 43,50 

5 93,00 47,75 45,25 

6 104,50 57,00 47,50 

7 116,50 67,75 48,75 

8 129,50 78,00 51,50 

Tabelle 3 - Zuschusshöhe ab 01.01.2016 bei hälftiger Übernahme der Tariferhöhung durch den 
Landkreis 

 
Insgesamt würde dies (bei gleichbleibender Schülerzahl) für den Landkreis jährliche 
Mehraufwendungen von rd. 119.000 EUR ergeben. 
 
 
Modell c) – keine Erhöhung der Zuschüsse 
 
Daraus würden sich folgende Zuschüsse und Selbstbeteiligungen ergeben: 
 

VGC-
Tarifstufe 

VGC-Tarif 

selbstbeteiligungspflichtige Schüler ab Klasse 5  
(ohne Sonder-/Förderschüler) 

Zuschuss Landkreis Selbstbeteiligung 

1 48,00 9,00 39,00 

2 59,00 17,75 41,25 

3 70,00 28,00 42,00 

4 81,50 37,00 44,50 

5 93,00 46,50 46,50 

6 104,50 55,25 49,25 

7 116,50 66,25 50,25 

8 129,50 75,00 54,50 

Tabelle 4 - Zuschusshöhe ab 01.01.2016bei keiner Erhöhung der Zuschüsse 

Insgesamt würde dies (bei gleichbleibender Schülerzahl) für den Landkreis jährliche 
Mehraufwendungen von rd. 35.000 EUR ergeben. Grund hierfür ist, dass der 
Landkreis die Tariferhöhung für alle selbstbeteiligungsfreien Schülerinnen und 
Schüler (Schüler an Grundschulen, Sonderschulen, Förderschulen und Kinder der 
Schulkindergärten) sowie von der Selbstbeteiligung befreiten Schülerinnen und 
Schüler („Dritte-Kind-Regel“ und „unbillige Härte“) zu tragen hat. 
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Beschlussempfehlung des Verwaltungs- und Wirtschaftsausschusses 
 
Die Tariferhöhung zum 01.01.2015 wurde ohne Zuschusserhöhung zu 100% an 
die Schülerinnen und Schüler bzw. die Eltern weitergegeben. Dabei wurden die 
Preise für die Schülermonatskarten je nach Tarifstufe zwischen 1,00 EUR und 3,00 
EUR erhöht. Gleichzeitig wurde der Ansatz im Haushaltsplan 2015 gegenüber dem 
Vorschlag der Verwaltung um weitere 100.000 EUR  - von 3,89 Mio. EUR im 
Haushalt 2014 auf dann 3,6 Mio. EUR im Haushalt 2015 - reduziert. 
 
Angesichts der anstehenden Erhöhung um weitere 1,50 bis 6 EUR je nach Tarifstufe 
scheint der Verwaltung eine anteilige Übernahme entsprechend Modell b) bei 
dieser Erhöhung angebracht. Allerdings bedingt dies eine Erhöhung des bisher 
angemeldeten  Haushaltsansatzes für das Jahr 2016 von 3,6 auf 3,7 Mio. EUR. 
 
Der Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss hat sich in seiner Sitzung vom 
28.09.2015 mehrheitlich dafür ausgesprochen, dem Kreistag die Übernahme des 
Modells b) (jeweils hälftige Kostenübernahme der VGC-Tariferhöhung durch den 
Kreis und die Eltern) zu empfehlen. 
 
 

3) Weitere Änderungen 
 
In den vergangenen Jahren hat sich weiterer Änderungsbedarf an der Satzung in 
Form von kleineren Korrekturen und Anpassungen gezeigt, die im Rahmen der 
diesjährigen Satzungsänderung vorgenommen werden sollen. 
 
Die interne Prüfung durch die Abteilung Kommunalaufsicht und Revision brachte 
ebenfalls Anpassungsbedarf. 
 
a) § 2 Abs. 4 S. 3 SBS 

Die Regelung wurde im Zuge der Einführung von Werkrealschulen und den im 
Landkreis entstandenen Kooperationsmodellen eingefügt. Nachdem es hier 
inzwischen keinerlei Bedarf mehr gibt, kann die Regelung wieder gestrichen 
werden. 
 

b) § 11 Abs. 1 S. 2 SBS 
Der Landkreis hat in den vergangenen Jahren darauf hingewirkt, die Trennung 
der Zuständigkeiten in der Schülerbeförderung (Schulträgeraufgabe ist die 
Organisation und Durchführung der Schülerbeförderung, Landkreisaufgabe ist 
die Finanzierung im Rahmen der Satzung) abzubilden. 
§ 11 Abs. 1 S. 2 SBS ist daher zwischenzeitlich gegenstandslos und wird 
ersatzlos gestrichen. 
 

c) § 13 Abs. 1 SBS 
Für Schülerinnen und Schüler (Ausnahme: Schüler von Sonderschulen, Kinder in 
Schulkindergärten und Grundschulförderklassen) ist derzeit ein Höchstbetrag 
von 1.200 EUR für notwendige Schülerbeförderungskosten pro Schuljahr 
vorgesehen. Übersteigen die notwendigen Schülerbeförderungskosten diesen 
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Höchstbetrag, wird der übersteigende Anteil nicht mehr bezuschusst. Angesichts 
der Preisentwicklung bei den Schülermonatskarten ist dieser Höchstbetrag 
bereits überschritten, wenn Schülerinnen und Schüler, die eine höhere Tarifstufe 
benötigen, die Schülermonatskarte 10 Monate oder mehr in Anspruch nehmen. 
Aus diesem Grund soll für diese Schülerinnen und Schüler eine 
„Öffnungsregelung“ geschaffen werden.  
 
Gleichzeitig soll der Höchstbetrag aber erhalten bleiben, um in den Fällen, in 
denen Sonderbeförderungen notwendig sind, keine Mehrbelastung für den 
Landkreis entstehen zu lassen. 
 
Mit der vorgeschlagenen Regelung werden alle Inhaber von 
Schülermonatskarten berücksichtigt und nicht schlechter gestellt, sowie dem 
Grundsatz der Satzung „Vorrang des ÖPNV“ gefolgt. 

 
 
Weiteres Vorgehen 
 
Die 9. Änderungssatzung wird nach Beschluss durch den Kreistag schnellstmöglich 
gegenüber den Schulträger und Schulen sowie den Verkehrsunternehmen und der 
VGC kommuniziert sowie dem Regierungspräsidium Karlsruhe angezeigt. 
 

 

Der Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss hat dem Kreistag in seiner 
Sitzung am 28.09.2015 mehrheitlich den Beschluss des Modells b) 
(hälftige Übernahme der VGC-Tariferhöhung durch den Kreis) 
empfohlen. 
 


